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Bayerisches Verwaltungsgericht Ansbach 

 
 
 
In der Verwaltungsstreitsache 
 
************* 
*********************** 
 
 - Antragsteller - 
 

gegen 
 
Stadt ***** 
Rechtsamt 
vertreten durch den Oberbürgermeister 
********************************* 
 
 - Antragsgegnerin - 
 

wegen 
 
Verkehrsrechts 
Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
 
 
erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht Ansbach, 10. Kammer, durch 
 
den Richter am Verwaltungsgericht Philipp  als Vorsitzenden 
den Richter am Verwaltungsgericht Maurer 
den Richter am Verwaltungsgericht Bauer 
 
 
ohne mündliche Verhandlung 
 

am 24. Juni 2015 
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folgenden 
 
 

Beschluss: 
 
 

1. Der Antrag wird abgelehnt. 

 

2. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

 

3. Der Streitwert wird auf 2.500,00 EUR festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Antragsteller wendet sich gegen den angeordneten Sofortvollzug zu einer Erlaubnis gemäß 

§ 29 Abs. 2 StVO für die Durchführung einer Veranstaltung auf öffentlichem Verkehrsgrund  

- ******************* -, (jedoch nur) soweit, als diese den Betrieb einer Musikbühne (am *********) 

beinhaltet.  

 

Mit Bescheid vom 16. Juni 2015 hat die Antragsgegnerin die streitgegenständliche Erlaubnis er-

teilt und hinsichtlich der (einzigen) Musikbühne am ********* die Spielzeit am Freitag, den 

26. Juni 2015 auf 16:00 Uhr bis 22:00 Uhr (von 21:00 Uhr bis 22:00 Uhr nur für unverstärkte 

Musik) und für den 27. Juni 2015 auf 9:00 Uhr bis 15:00 Uhr festgesetzt. Zu den erwartenden 

Geräuschbelastungen wurde für den Bereich des *********** (Kommunikationsgeräusche plus 

Musik) ein Beurteilungspegel von 78 dB(A) in der Tagzeit, 82 dB(A) in der Ruhezeit und von 73 

dB(A) in der Nachtzeit prognostiziert. Als Grundlage zur Beurteilung dieses und des sonstigen 

Veranstaltungslärms auf seine Zumutbarkeit stützte sich die Antragsgegnerin auf die aktuelle 

Freizeitlärm-Richtlinie des LAI (Länderausschuss für Immissionsschutz) in der Fassung vom 6. 

März 2015. Da die Immissionsrichtwerte von tags 70 dB(A) nicht eingehalten werden könnten, 
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werde eine Sonderfallbeurteilung gemäß Ziffer 4.4 der oben genannten Freizeitlärm-Richtlinie 

vorgenommen. Da es sich beim *********** nach Auffassung der Antragsgegnerin um eine ganz 

herausragende und bedeutsame Veranstaltung mit größter Wertschätzung und Akzeptanz in 

der Bevölkerung handele, könne gemäß Nr. 4.4 der Richtlinie in diesem ganz besonderen Aus-

nahmefall von den Immissionsschutzrichtwerten von tags 70 dB(A) abgewichen werden. Die 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte erscheine auch unter dem Gesichtspunkt des Anwoh-

nerschutzes gerade noch zumutbar, zumal es sich um eine, was die Häufigkeit und Dauer be-

treffe, kurze Veranstaltung von lediglich einem Tag im Sinne der Richtlinie handele. Die Musik-

darbietungen fänden traditionell auf den Bühnen auf dem ********* und (bisher) auch auf dem 

************ statt. Um eine zu starke Lärmbelästigung am ********* durch Musikbeschallung zu 

verhindern, werde die Bühne durch die Antragsgegnerin bei Veranstaltungsbeginn auf einen 

Schalldruckpegel von 80 dB(A) eingepegelt. Es werde auf eine optimale Ausrichtung der Bühne 

und der Beschallungstechnik geachtet.  

Die letztlich verfügte Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolge im öffentlichen Interesse, un-

ter anderem um die Abwicklung der Veranstaltung zu gewährleisten. 

 

Der Antragsteller beantragte bei Gericht mit Schreiben vom 21. Juni 2015 (der Sache nach), 

 

die aufschiebende Wirkung einer noch zu erhebenden Klage insoweit wiederherzu-

stellen, als der Betrieb der Musikbühne am ********* am 26. und 27. Juni 2015 ge-

nehmigt wurde. 

 

Der Antrag wurde unter anderem dahingehend begründet, dass der Antragsteller als Mieter in 

unmittelbarer Nähe (etwa 10 m) von der vorgesehenen Musikbühne wohne. 

Die Musikdarbietung auf der Bühne am ********* sei nicht wesentlicher Kern bzw. unverzichtba-

rer Teil des *************, Kern sei der Flohmarkt. 

Die Voraussetzungen der Freizeitlärm-Richtlinie lägen nicht vor, Prüf- und Begründungspflich-

ten seien nicht eingehalten worden. Eine Unvermeidbarkeit im Sinne von Ziffer 4.4.2 der Richt-

linie liege nicht vor, da eine Verlagerung der Bühne, z. B. auf den ************, den ********** oder 

den ************, möglich sei. Auch fehle es - unter anderem - an einer expliziten Begründung für 

die Zumutbarkeit einer Überschreitung des Beurteilungspegels von 70 dB(A) tagsüber. 

Der ********* sei ferner durch „seltene Ereignisse“ an 13 Tagen oder Nächten, sehr seltene Er-

eignisse an 8 Tagen oder Nächten und zugehöriger Auf- und Abbauzeiten von 5 Tagen Lärm-
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wertüberschreitungen ausgesetzt. Bisher sei nichts weiter zum Anwohnerschutz unternommen 

worden. 

 

Die Antragsgegnerin beantragte 

 

Antragsablehnung 

 

und führte unter anderem aus, dass die Bühne am ********* seit Jahrzehnten neben der Bewirt-

schaftung von Freischankflächen untrennbarer Bestandteil des traditionellen ************* sei. 

Entgegen dem Vorbringen habe die Antragsgegnerin sehr wohl Maßnahmen zur Verbesserung 

der Immissionssituation getroffen: So seien Zeiten für die Musikbeschallung bis maximal 22:00 

Uhr festgesetzt worden sowie ein Schalldruckpegel von 80 dB(A) festgesetzt worden, welcher 

aber auch notwendig sei, um die Bühne sinnvoll betreiben zu können. 

Im Jahr 2015 hätten bereits stattgefunden bzw. fänden noch folgende Veranstaltungen am 

Waagplatz statt: 

 *********** (zweimal): 4 Tage insgesamt 

 *****-Festival: 3 Tage 

 Griechisches Sommerfest: 1 Tag 

 Weihnachtsmarkt: 10 Tage (Betriebszeit 14:00 bis 20:00 Uhr) 

 Altstadtverein-Jubiläum: 1 Tag 

Durch alle Veranstaltungen würden die „normalen“ Immissionsrichtwerte überschritten. Die An-

tragsgegnerin halte die bestehenden Lärmimmissionen bei den wenigen Veranstaltungen auch 

in ihrer Höhe für zulässig und den Anwohnern gerade noch zumutbar. 

 

Wegen der übrigen Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte Bezug genommen. 

 

 

II. 

 

Das Gericht erachtet den Antrag als zulässig, er ist jedoch unbegründet. 

 

Dass in der Hauptsache noch keine Anfechtungsklage erhoben wurde, steht zumindest vorlie-

gend auf Grund der gegebenen Eilbedürftigkeit der Zulässigkeit des Antrags ausnahmsweise 
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nicht entgegen (vgl. grundsätzlich: Kopp/Schenke, VwGO, 20. Aufl., § 80, Rn. 139; BayVGH 

vom 27.8.1987, BayVBl 88, 17; str.). 

 

Allerdings ist der Antrag unbegründet. 

Bei der Entscheidung über die Anträge nach § 80 a Abs. 3, 80 Abs. 5 VwGO trifft das Gericht 

eine Ermessensentscheidung, bei der die Interessen aller am Verfahren Beteiligter zu berück-

sichtigen und gegeneinander abzuwägen sind. Dabei kommt der summarischen Prüfung der Er-

folgsaussichten der Klagen gegen den streitgegenständlichen Bescheid erhebliche Bedeutung 

zu. Ist nach dieser Prüfung davon auszugehen, dass die Klagen voraussichtlich Erfolg haben, 

spricht dies für ein überwiegendes Interesse der Antragsteller an der Wiederherstellung der 

aufschiebenden Wirkung der Klagen gegenüber dem Interesse der Antragsgegnerin an der 

Durchführung des Festivals. Bleiben die Klagen mit hoher Wahrscheinlichkeit erfolglos, wird die 

Abwägung in der Regel zum Nachteil der Betroffenen ausfallen, da dann das von der Behörde 

geltend gemachte besondere Interesse am Sofortvollzug überwiegen wird. Sind die Erfolgsaus-

sichten des Hauptsacheverfahrens offen, ist im Rahmen der oben genannten Abwägung das 

Interesse der Antragsteller, mit dem Vollzug des sie belastenden Verwaltungsaktes vor dessen 

Bestandskraft nicht überzogen zu werden, abzuwägen mit dem besonderen öffentlichen Inte-

resse der Allgemeinheit, den angefochtenen Verwaltungsakt schnellstmöglich zu vollziehen. 

Maßstab für diese Abwägung ist ein Vergleich der Verhältnisse einerseits für den angenomme-

nen Fall, dass die aufschiebende Wirkung wiederhergestellt wird, der Verwaltungsakt im Haupt-

sacheverfahren jedoch bestätigt wird, mit andererseits der angenommenen Konstellation, dass 

der Sofortvollzug bestehen bleibt, der Verwaltungsakt im Hauptsacheverfahren jedoch aufge-

hoben wird. 

 

Im vorliegenden Fall ergibt die gebotene, aber auch ausreichende summarische Überprüfung, 

dass der Bescheid der Antragsgegnerin vom 16. Juni 2015 - jedenfalls soweit dieser hier streit-

gegenständlich ist - mit hoher Wahrscheinlichkeit zu Recht ergangen ist. 

 

Es ist zwar davon auszugehen, dass die Vorschrift des § 29 Abs. 2 StVO drittschützend ist und 

bei der Entscheidung über entsprechende Erlaubnisanträge die Interessen der Nachbarschaft  

- insbesondere hinsichtlich des Schutzes vor erheblichen Lärmimmissionen - in ausreichendem 

Umfang zu berücksichtigen sind. 
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Die Antragsgegnerin hat bei ihrer Entscheidung - insbesondere über die Zumutbarkeit der zu 

erwartenden Immissionen - die LAI-Freizeitlärm-Richtlinie vom 6. März 2015 (im Folgenden: 

Richtlinie) herangezogen. Diese Richtlinie als Beurteilungsgrundlage wird auch vom Antragstel-

ler nicht grundsätzlich als Beurteilungsgrundlage in Frage gezogen, wenn er vorträgt, dass de-

ren Anforderungen von der Antragsgegnerin nicht eingehalten seien.  

Auch das Gericht hat keine Bedenken diese technische Richtlinie eines sachverständigen Gre-

miums, deren Heranziehung als Erkenntnisquelle auch vom Bayerischen Staatsministerium für 

Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie empfohlen wird, bei der Überprüfung und Be-

urteilung von schädlichen Umwelteinwirkungen durch Freizeitaktivitäten, insbesondere von 

volksfestähnlichen Veranstaltungen wie dem *******************, als fachliche Grundlage heran-

zuziehen. 

 

Die aktuelle Fassung dieser Richtlinie beschäftigt sich nun auch ausdrücklich mit der hier ein-

schlägigen Problemstellung der Bestimmung der Zumutbarkeitsschwelle von Lärmimmissionen 

bei Volksfesten und vergleichbaren Veranstaltungen. 

Ziffer 4.4. enthält Regelungen für eine „Sonderfallbeurteilung bei seltenen Veranstaltungen mit 

hoher Standortgebundenheit oder sozialen Adäquanz und Akzeptanz“. Mit diesen Regelungen 

soll ersichtlich eine Bestimmung der Zumutbarkeitsschwelle von Lärmimmissionen ermöglicht 

werden, wenn Veranstaltungen geprägt sind durch deren Herkömmlichkeit, deren Sozialadä-

quanz und deren allgemeine Akzeptanz und deren zahlenmäßig eng begrenztes Vorkommen. 

Das Gericht hat keinen Zweifel daran, dass der *********** in ***** sowohl hohe Standortgebun-

denheit als auch soziale Adäquanz und auch Akzeptanz aufweist. Der *********** ist für die Stadt 

***** eines der traditionellen und prägenden Freiluftfeste mit hohem Bekanntheitsgrad und gro-

ßem Zuspruch. 

Diese Veranstaltung „steht und fällt“ auch mit dem konkreten Veranstaltungsort in der ******* In-

nenstadt und ist auch nach den für das Gericht glaubhaften Bekundungen der Antragsgegnerin 

nicht nur geprägt vom Typus eines Flohmarkts, sondern auch - soweit hier streitgegenständ-

lich  - von Musikdarbietungen. Hierbei wurde bereits einer der zwei herkömmlicherweise übli-

chen Spielorte aus dem Programm genommen (**********), verblieben ist der hier streitgegen-

ständliche Spielort *********. 

Die hiervon ausgehende Geräuschbelastung ist im Sinne der Richtlinie auch - örtlich - unver-

meidbar, da es sich um einen herkömmlichen Standort handelt. Zudem wäre - entgegen dem 

Antragstellervorbringen - letztlich eine Verlagerung innerhalb des innerstädtischen 
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***********geländes bei der gebotenen Gesamtwürdigung auch kein geeigneter Ausweichstand-

ort, da Belastungen lediglich verlagert würden. Unvermeidbar ist auch, dass Musik „laut“ sein 

muss, um als solche wahrgenommen werden zu können. Entgegen dem Antragstellervortrag, 

jedoch der Richtlinie entsprechend, hat die Antragsgegnerin dafür im Bescheid durch Einpege-

lung der Musikanlage auf einen Schalldruckpegel von 80 dB(A) Sorge getragen, dass diese 

nicht lauter ist, als zu einer musikalischen Wirkungserzielung auch notwendig ist. Ferner wurde 

eine wesentliche Pegelreduzierung durch das Verbot von verstärkter Musik zwischen 21:00 und 

22:00 Uhr sichergestellt. 

Die Antragsgegnerin hat hinsichtlich der - hier allein streitgegenständlichen - Auswirkungen der 

Musikbühne im Rahmen des ************ die Anforderungen der Richtlinie eingehalten, so dass 

letztlich auch nicht deren Entscheidung beanstandet werden kann, sogar Überschreitungen des 

Beurteilungspegels von 70 dB(A) tagsüber (die Nachtzeit ist vorliegend nicht betroffen) im Ein-

zelfall hinzunehmen bzw. zuzumuten, auch wenn diese Belastung noch über der durch den 

sonstigen Betrieb des ************ bestehenden, also ohne Musikdarbietung, liegt. 

 

Das Gericht weist jedoch vorsorglich darauf hin, dass die Anwendbarkeit von Ziffer 4.4 der 

Richtlinie maßgeblich davon abhängt, dass eine derartige Sonderfallbeurteilung nur in zahlen-

mäßig eng begrenzten Fällen zulässig ist (vgl. Ziffer 4.4.1).  

Ferner ist die in Ziffer 4.4.2 genannte Anzahl von 18 Tagen pro Kalenderjahr zum einen wohl 

zwar keine absolute Obergrenze, vor allem aber keine unbedingte, pauschale und „garantierte“ 

Mindestzahl von möglichen Sonderbeurteilungsfällen/Tagen pro Kalenderjahr. 

Wenn auch das Gericht in seiner Entscheidung vom 23. Juni 2014 (AN 10 K 13.01200) das 

„*****-Festival“ als - der Sache nach - grundsätzlich (heute) unter Ziffer 4.4 der Richtlinie fallend 

angesehen hat, ist es jedoch offen, ob etwa alle Veranstaltungen, welche die Antragsgegnerin 

in ihrem Schriftsatz vom 22. Juni 2015 genannt hat, bei aufsummierender Betrachtung einer 

Sonderbeurteilung unterfallen werden können. 

 

Da der Antragsteller mit seinem Begehren unterlegen ist, hat er auch gemäß der Regelung von 

§ 154 Abs. 1 VwGO die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 2 GKG i.V.m. Nr. 1.5 des Streit-

wertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit (Stand 15.11.2013). Für das Begehren des An-
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tragstellers in der Hauptsache wäre ein Auffangstreitwert von 5.000,00 EUR festzusetzen, wel-

cher im Eilverfahren zu halbieren ist. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 
 
1) Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten die Beschwerde an den Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof zu. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidung beim Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach, 

Hausanschrift: Promenade 24- 28, 91522 Ansbach, oder 
Postfachanschrift: Postfach 616, 91511 Ansbach, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die Frist 
ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Bayerischen Verwaltungsge-
richtshof, 

Hausanschrift in München: Ludwigstraße 23, 80539 München, oder 
Postfachanschrift in München: Postfach 34 01 48, 80098 München, 
Hausanschrift in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach, 

eingeht. 
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begrün-
den. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthal-
ten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander setzen. Mangelt es an einem dieser Er-
fordernisse, ist die Beschwerde als unzulässig zu verwerfen. 
 
Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten durch einen Pro-
zessbevollmächtigten vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte 
sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz mit Befähigung zum Rich-
teramt oder die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisa-
tionen zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich 
der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können 
sich auch durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte 
mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse vertreten lassen. 
 
Der Beschwerdeschrift sollen vier Abschriften beigefügt werden. 
 
2) Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten die Beschwerde an den 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 
200 EUR übersteigt oder die Beschwerde zugelassen wurde. 
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Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsa-
che Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach, 

Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, oder 
Postfachanschrift: Postfach 616, 91511 Ansbach, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 
 
Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, kann die 
Beschwerde auch noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des 
Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 
 
Der Beschwerdeschrift sollen vier Abschriften beigefügt werden. 
 

 

gez. gez. gez. 

Philipp Maurer Bauer 



           -// 

Gericht:   VG Ansbach 

Aktenzeichen:  AN 10 S 15.00977 

Sachgebiets-Nr.: 0550 

 

 

Rechtsquellen: 

 

§ 29 Abs. 2 StVO 

§ 80a Abs. 1 VwGO 

 

 

Hauptpunkte: 

 

- *******************; 

- traditionelle volksfestähnliche Veranstaltung auf öffentlichem Verkehrsgrund; 

- drittschützende Wirkung; 

- Lärmimmission durch Musik; 

- Sonderbeurteilung gemäß Freizeitlärm-Richtlinie 2015; 

 

 

Leitsätze: 

 

--- 

 

veröffentlicht in: 

 

--- 

 

rechtskräftig: 

 

_________________________________________________________________________ 

 

Beschluss der 10. Kammer vom 24. Juni 2015 

 

          --/ 

 

 


